
Gewerkschaftspolitik

Zur Gewerkschaftsarbeit
der DKP

Von den nicht im Bundestag vertrete-
nen Parteien ist die DKP für die Gewerk-
schaften von größerer Bedeutung als andere
Gruppierungen. Die DKP verfügt nämlich
in vielen Betrieben — wenn auch stets in
der Minderheit — über engagierte Ver-
treter, die zum Teil als Vertrauensleute
und Betriebsräte tätig sind, doch auch in
Ortsverwaltungen, auf Vertreterversamm-
lungen und als Delegierte auf Gewerk-
schaftstagen mitarbeiten.

Die DKP ist im politischen Bereich be-
kanntlich ohne großen Einfluß, kon-
zentriert sich auf die Interessenvertretung
in den Betrieben und unterstützt viele
gewerkschaftliche Forderungen, wie etwa
die zur Ausweitung der qualifizierten Mit-
bestimmung, wobei sie abweichende Ziel-
vorstellungen nicht immer offenlegt. Die
DKP versucht, dieses Aktionsfeld im Be-
trieb zu halten, indem sie sich im allge-
meinen an die Beschlüsse der Gewerkschaf-
ten hält. Die Gewerkschaften vertreten die
Auffassung, daß die Repräsentanten der
DKP den „politischen Auftrag" haben, sich
so zu verhalten, daß sie keinen Anlaß für
einen Gewerkschaftsausschluß geben. Selbst
wenn DKP-Kollegen weitergehende und
von der gewerkschaftlichen Linie abwei-
chende Auffassungen durchzusetzen ver-
suchen und dabei überstimmt werden, so
pflegen sie sich im allgemeinen loyal an die
Mehrheitsentscheidungen zu halten.

Bei vielen betrieblichen Kollegen wer-
den die DKP-orientierten Betriebsräte
und Vertrauensleute deshalb geschätzt, weil
sie sich meist sehr engagiert für die Belange
der Beschäftigten einsetzen. Dabei konzen-
trieren sie sich oft sehr geschickt auf kon-
krete Mißstände, deren Abstellung von vie-
len Kollegen ohnehin gefordert wird, aber
noch nicht durchgeführt werden konnte.
Allerdings liegt dann die Durchführung der
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geforderten Maßnahmen beim gesamten Be-
triebsrat und nicht nur bei einzelnen seiner
Mitglieder.

Man kann davon ausgehen, daß im
gegenwärtigen Zeitpunkt die Beschäftigten
vor allem diesen Einsatz von DKP-Mit-
gliedern für die konkreten Probleme aner-
kennen. Das bedeutet nicht, daß die Be-
schäftigten gleichfalls die Motivation und
den ideologischen Hintergrund für diesen
Einsatz uneingeschränkt akzeptieren wür-
den. Dies läßt sich durch ein Beispiel illu-
strieren: Ein DKP-Mitglied, das als lang-
jähriger Betriebsratsvorsitzender bei den
Beschäftigten eines größeren Unternehmens
unangefochten und anerkannt war, erhielt
bei seiner Kandidatur für den Bundestag
nur eine Minderheit von Stimmen.

Gerhard Leminsky

Jungsozialisten und
Gewerkschaften*)

Beim Bundeskongreß der Jungsozia-
listen vom 25. bis 27. Januar 1974 in Mün-
chen wurden viele Fragen (Vergesellschaf-
tung, europäische Friedenspolitik u. a.) hef-
tig diskutiert, einige waren heiß umstritten
(Rolle des Staats, Investitionslenkung),
nicht darunter befand sich die „Gewerk-
schaftsfrage". Wie die Jungsozialisten die
Rolle der Gewerkschaftsbewegung im poli-
tischen System der Bundesrepublik ein-
schätzen, wie sie sich eigene Aktivitäten
innerhalb der Gewerkschaften vorstellen,
welche Erfolge und Mißerfolge sie mög-
licherweise in diesem Bereich bisher zu ver-
zeichnen haben, diese und ähnliche Fragen
wurden in den Plenums- und Arbeitsgrup-
pensitzungen höchstens gestreift. Den An-
trag 36 zur Betriebs- und Gewerkschafts-
arbeit, den der Juso-Bundesvorstand im
Auftrag einer internen Arbeitstagung zur
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit im De-
zember 1973 stellte, nahm der Kongreß

*) Zu diesem Thema vgl. besonders Christian Götz:
Keine falschen Fronten errichten! Einige Überlegun-
gen zum Verhältnis zwischen Jusos, SPD und Ge-
werkschaften, in: Die Neue Gesellschaft, 21. Jg.
(1974), H. 2, S. 99—109.
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ohne größere Diskussion an. Der Antrag
befaßt sich u. a. mit der Rolle der Ver-
trauensleute, betriebsnaher Tarifpolitik und
einer einheitlichen Mitbestimmungskonzep-
tion auf allen Ebenen.

Heidemarie Wieczorek-Zeul, die in
München gewählte neue Vorsitzende der
Jungsozialisten, erläuterte uns einige dieser
Punkte näher, berichtete über verschiedene
Aspekte der bisherigen Gewerkschaftsarbeit
der Jusos und über mögliche Zukunftsper-
spektiven. Frau Wieczorek stellt zunächst
fest, daß die Einschätzung der Gewerk-
schaften innerhalb der Jungsozialisten nicht
umstritten sei. Die Frage sei deshalb in
München nicht ausführlich zur Sprache ge-
kommen, weil die vorangegangene Arbeits-
tagung die Juso-Positionen dazu eindeutig
festgelegt habe. Spekulationen über eine
angestrebte eigenständige Betriebsarbeit
der Jusos weist sie als Wunschträume poli-
tischer Gegner zurück und bekräftigt die
Feststellung des Antrags 36, daß sinnvolle
Betriebsarbeit „nur in und mit der SPD
und Gewerkschaften" zu leisten sei. Hier-
bei komme der Vertrauensleutearbeit das
entscheidende Gewicht zu. Die Juso-Vor-
sitzende verschweigt nicht, daß die Beteili-
gung von Jungsozialisten an der Arbeit der
Vertrauensleute bisher keinen nennenswer-
ten Umfang angenommen hat. Sie führt
das auf die Mitgliederstruktur ihres Ver-
bandes (vorwiegend Studenten, Angestell-
te) zurück: Die Interessenlage der Mitglie-
der bestimme im wesentlichen die poli-
tischen Schwerpunkte. Sie ist allerdings zu-
versichtlich, daß die kontinuierliche Inten-
sivierung der Vertrauensleutearbeit lang-
fristig auch die Mitgliederstruktur und da-
mit die Politik beeinflussen wird: Mehr
Arbeiter bei den Jusos — weniger über-
flüssige Grundsatzdebatten über politisch-
praktische Einzelheiten.

Bei aller kritischen Selbsteinschätzung
in Sachen Betriebs- und Gewerkschafts-
arbeit kann Frau Wieczorek doch auf eine
Reihe von Fällen hinweisen, in denen
Jungsozialisten und Gewerkschafter auf
Bezirks-, Orts- und Betriebsebene bei kon-

kreten Anlässen gut zusammengearbeitet
haben. Als Beispiele nennt sie die „Lohn-
gleichheitskampagne" in Hessen-Süd, die
Aktion von Hessens ÖTV und den süd-
hessischen Jusos zur Einführung der pari-
tätischen Mitbestimmung in kommunalen
Eigenbetrieben, GmbHs und AGs, bei der
die Aktionspläne vorher im einzelnen ab-
gestimmt worden seien. Eine ähnlich gute
Zusammenarbeit gebe es im Kampf gegen
die Entlassungen unliebsamer Jugendver-
treter und in vielen Einzelfällen, z. B. bei
der gemeinsamen Gestaltung von Betriebs-
zeitungen.

Solche und ähnliche konkrete Praxis,
meint die Juso-Vorsitzende, könne am
ehesten jene Vorurteile ausräumen, die es
auch bei Gewerkschaftern durchaus noch
gebe: Die Jusos kommen von „außen", sie
versuchen, den Gewerkschaften „Konkur-
renz" zu machen. Deshalb wollen die Jusos
auch auf diesem Weg weitergehen, konkrete
Probleme, z. B. am Arbeitsplatz und im
Betrieb, aufgreifen und dabei, zusammen
mit den unmittelbar Betroffenen und Ge-
werkschaftskollegen, Grundsätzliches klar-
machen und realistische Änderungsmöglich-
keiten für allgemeine oder einzelne Miß-
stände erarbeiten. Dies soll etwa im Rah-
men einer „Vergesellschaftungskampagne"
geschehen, bei der — ausgehend z. B. von
der Situation am Arbeitsplatz und struk-
tureller Arbeitslosigkeit — Forderungen
nach Investitionslenkung und Vergesell-
schaftung der Banken verdeutlicht und
Mehrheiten dafür gewonnen werden sollen.

Mit einer solchen Art von kontinuier-
licher praktischer Politik können, meint
Heidemarie Wieczorek, auch jene Vorbe-
halte gegen Jungsozialisten bei Gewerk-
schaftskollegen, wie sie vor kurzem wieder
durch Teile der Presseberichterstattung über
den Münchner Kongreß bestätigt worden
seien, nach und nach beseitigt werden. Nicht
zuletzt die Stellungnahme der Jusos zum
Mitbestimmungsvorschlag der Koalition,
die sich im wesentlichen mit jener der IG
Metall decke, könnte wesentlich dazu bei-
tragen. Hans-O. Hemmer
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